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1. Änderung Flächennutzungsplan der Gemeinde Sydower Fließ 
Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange 

 

Eingereichte Unterlagen: 

 - Anschreiben vom 15.12.2020 

 - Begründung mit Umweltbericht, 11/2020  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen 

Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Was-

serwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes ge-

mäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Umwelt 

(LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung werden für 

die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung beilie-

gende Stellungnahme der Fachabteilung Immissionsschutz übergeben. Die Fach-

abteilung Wasserwirtschaft zeigt keine Betroffenheit an. Der Fachbereich Natur-

schutz kann kapazitätsbedingt keine Stellungnahme abgeben. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Andrea Schuster 

 

Dieses Dokument wurde am 14. Januar 2021 durch Andrea Schuster schlussgezeichnet und ist 

ohne Unterschrift gültig. 

Anlage  
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FORMBLATT  
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs                   

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB) 
  

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 1 
und 2 

Belang Immissionsschutz 

Vorhaben 1. Änderung Flächennutzungsplan Gemeinde Sydower Fließ 

 
Ansprechpartnerin: Frau Börner, Tel. 03332 441 722 

E-Mail: TOEB@LfU.Brandenburg.de   

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen  
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne Zu-
stimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können (bitte 
alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

  

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen: 

Die 1. Änderung des FNP steht im Zusammenhang mit dem parallellaufenden Verfahren zum BP 
„Wohn- und Gewerbepark Am Postweg“.  
 
Die Planung erfordert eine Berücksichtigung der gutachterlich untersuchten Auswirkungen der Ge-
räuschemissionen des laufenden Verfahrens zum BP „Windpark Grüntal Nord“. 
 
Die Planung erfordert weiterhin eine gutachterliche Ermittlung und Bewertung der auf den Geltungsbe-
reich einwirkenden Geruchsimmissionen, die durch den vorhandenen landwirtschaftlichen Betrieb süd-
östlich des Geltungsbereiches hervorgerufen werden. Zu berücksichtigen ist, ob die Planung zu einer 
Einschränkung der Entwicklung des Landwirtschaftsbetriebes führt.   
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b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung: 

 

 

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkun-
gen 

 

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme: 

 

 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständig-
keit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage 

Planungsziel  
Auf Antrag eines privaten Vorhabenträgers soll der Standort der ehemaligen Schweinemastanlage, der 
sich im Außenbereich befindet, als Gewerbe- und Wohngebiet entwickelt werden. Ziel ist die Festset-
zung von Bauflächen für die Ansiedlung von verträglichem Gewerbe, Wohnen, Landwirtschaft sowie für 
Gastronomie, Veranstaltungs- und bzw. Seminarräume. Hierfür wurde der Aufstellungsbeschluss für 
einen Bebauungsplan gefasst und das Landesamt für Umwelt auf Grundlage von § 4 Abs. 1 BauGB 
zur Stellungnahme aufgefordert.  
Diese Planung erfordert eine Änderung des Flächennutzungsplanes, da hier ein Dorfgebiet dargestellt 
ist. Die 1. Änderung des FNP beinhaltet neu die Darstellung eines Gewerbegebietes (GE), eines ein-
geschränkten Gewerbegebietes (GEe) sowie eines allgemeinen Wohngebietes (WA). 
 
Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen 
Grundlage: §§ 3,50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
 
Ich verweise hiermit auf die Äußerungen in der Stellungnahme zum BP „Wohn- und Gewerbepark Am 
Postweg“. Da aus immissionsschutzrechtlicher Sicht zur Änderung der Darstellungen erhebliche im-
missionsschutzrechtliche Bedenken nicht ausgeschlossenen werden können, sind zur Ermittlung und 
Bewertung schädlicher Umwelteinwirkungen die o.g. gutachterlichen Untersuchungen durchzuführen.  
 
Begründung 
Die Fläche befindet sich im Einwirkungsbereich einer vorhandenen Tierhaltungsanlage. Die Darstel-
lung des WA stellt sich zum Standort der Tierhaltungsanlage als heranrückende schutzbedürftige Be-
bauung dar und erfordert die gutachterliche Untersuchung der Geruchsimmissionen. 
Zu berücksichtigen sind weiterhin die Auswirkungen des laufenden BP „Windpark Grüntal Nord“.  
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Zu ermitteln ist, ob die Auswirkungen der geplanten Gewerbegebiete unter Berücksichtigung der Aus-
wirkungen des BP im Konflikt zu den jeweiligen Schutzansprüchen stehen.  

 
Dieses Dokument wurde am  13. Januar 2021 durch Katrin Börner   schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 

 

 


